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Der Anfag des Antragstelrers auf Bewiltigung von prozesskos-
tenhilfe wird abgetehnt.
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BESCHLUSS
In der Venrualtungsrechtssache

des Herrn Jörg Bergstedt,
r-uowigstraße 1 1, 35447 Reiskirchen,

Streitgegenstand: Versammlungsrecht
- vorläufiger Rechtsschutz -

Proz.-Bev.: Rechtsanwälte Döhmer und andere,
Bleichstraße 34, 35390 Gießen, _23_10/00060 aw -.gegen

die stadt Braunschw-eig, vertreten durch_den_oberb0rgermeister, 
;.Bohfwes 30, 38100 B.;üilil;ö,"]ö'oo_, zznlalo _

Antragstellers und
Beschwerdeführers.

Antragsgegnerin und
Beschwerdegegnerin,
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Die Eeschwerde desAntragsteters gegen den Beschruss desvenra ltu ngsse ri chts B ra uns chw. is I 5- Kr;; ö rG;;;f i*,"-rin) - vom 6. Mai 2el0wirdzurucklewiesen.

Der Antragsteiler trägt die Kosten des Beschwerdeverfahrens.
Der wert des streitgegenstandes wird für das Beschwerdever-
fahren auf 5.000 EUR festgesetzt.

Gründe

Dem Antragsteller kann keine Prozesskostenhilfe bewilligt werden, weil die beabsichtigte
Rechtsverfolgung aus den nachfolgenden Gründen keine Aussicht auf Erfolg und der An-
tragstellerin gegenüber dem senat auch seine Bedürftigkeit nicht dargelegt hat, $ 166
VwGO i. V. m. $ 114 ZpO,

Die Beschwerde des Antragstellers gegen den Beschluss des Venualtungsgerichts hat
keinen Erfolg.

soweit sich der Antragsteller gegen die Auflage Nr. 2 wendet, wönach das (Bundes-
)Gelände des Von-Thiinen-lnstituts nicht betreten werden darf, tibergeht er in seiner Be-
schwerdebegrtindung die tragende Überlegung des Venniattungsgerichts, dass das
Grundrecht der Versammlungsfreiheit (Art. s GG) nicht die Befugnis einschließt, auch
nicht dem öffentlichen Gemeingebrauch gewidmete Frächen ohne Zus-timmung des Be-rechtigten zu Versammfungszwecken nutzen zu dürfen. Dies beabsichtigt der Antragstet-
ler aber, soweit die geplante Versammlung auf dem Gelände des von-Thünen-fnstituts
durchgeführt werden soll und insoweit mangels Gestattung des Berechtigten untersagt
worden isl' Ein etvuaigerAnspruch auf ermessensfehlerfreie Entscheidung 

'ber 
einen

Zugang zum Gelände dieses Instituts zu versammlungsarecken (vgl. BVeruvG, urt. v.29'10'1992'7 c 34t91-, BVenrvGE 91, 13s ff. (,,Bonner Hofgartenwiese,,)) wäre unmitter_
bar dem Berechtigten gegenÜber geltend zu machen; dieser Gesichtspunl( ist daher nichtvon der Antragsgegnerin als Vemammfungsbehörde zu prüfen. Auf diesen Hindei.ungs-grund ist bereits in dem den Beteitigten bekannten senatsbeschluss vom 10. Mä,-zo10(- 11 ME 74/10 -) zu einer Versammlung mit einem vergleichbaren Zief ausdritcklich hin-gewiesen worden.
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:::*l::,r,^.:?:r::::,.1.llno"ssen sinnsemäß emeut aufseworfene Frase, unter;;ilff,;ffiff:
dEm An-oldar ^,,-L r r- -- , ;ffiffiffiffGemainnoh,^.,-L r:- - -

Bei der in diesem Verfahren nur möglichen summarischen prüfung bestehen auch keinedurchgreifenden Bedenken gegen die Rechtmäßigkeit der Auflage Nr. 4, wonach sich ,,der
Demonstrationszug' soweit das Benutzen vorhandener Gehwege ausgeschrossen ist,ausschließiich auf dem rechten Fahrstreifen rechts zu bewegen hat,,,wie bereits dasVerwaltungsgericht zutreffend ausgeführt und die Antragsgegnerin im schrifrsatz vom7 ' Mai 2010 klargestellt hat, ist die Auflage ersichtlich nicht so zu verstehen, dass auf dergeplanten versammlungsroute vorhandene Gehwege stets zu benutzen sind. Melmehr istes erkennbar sinn und Zweck derAuflage, die mit jederversamm';;;nrichen

Flächen verbundenen und grundsätzlich hinzunehmenden Beeinträchtigungen des übli-chen verkehrs möglichst gering zu haften und zu diesem Zweck die Versammtung imwege Praktischer Konkordanz arischen den kolridierenden Interessen auf die Benutzungdes jeweils rechten' insoweit geeigneten Teifs des öffenflichen straßenraums zu venvei-sen' um die Beeinträchtigungen des üblichen verkehrs mögtichst gering zu halten. Einenähere Konkretisierung mag annar wünschenswert erscheinen, ist aber im voraus kaummöglich und mit derAuflage auch nicht beabsichtigt, da dies von den nicht verlässrichprognostizierbaren örtlichen verhältnissen gerade im veranstanungszeitpunkt abhängt,insbesondere auch von der Anzahr der reirnetrmercn 0"r v"oammlung und der ver-kehrsbedeutung und - belastung der jeweifigen strasse. soflten sich - wie in derAnmel-dung vorgesehen - nur 10 bis 30 Personen an der versammlung beteiligen, so ist es denTeilnehnlern daher etwa in Interesse der obllchen motorisierten Verkehrsteilnehmergrundsätzlich zuz um uten, die von der Antragsgegnerin a ngefu h rten ko mbin ierten Geh-und Radwege insbesondere neben der Fahrbahn von Bundesstraßen zu benutzen, soweitder Demonstrationszug dadurch nicht als solcher unkennflich wird, sich zu sehr in dieLänge zieht oder sich auf dem Geh-.und Radweg bereits zahrreiche andere verkehrsteir-nenmer befinden. Inwieweit diese Bedingungen im Einzerfail gegeben sind, kann abernicht venaraltungsgerichtlich im voräus, sondern nur vor ort beurteift werden. Die so ver-standene Auflage ist mit der Versammlungsfreiheit und auch sonstigem Recht zu vErein-baren' D ie vo m Antragstelle r angeftrhrten Bestimm ungen der stra ße nverkeh rsordn ung
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die Fahrbahnbenurzungspfricht 

für (erurachsene) RadFahrer ($s 2 Abs. 1, 25 Abs. 1)stehen der Rechtmäßigkeit der Auflage schon desharb nicht entgegen, weir ein aus-schließlich for den Fußgängeruerkehr bestimmter Gehweg kaum die o. a. voraussetzun-gen erfüllen diirfte' um die "radelnden" Teilnehmer der Versammrung aufzunerimen, unddie Bestimmungen der straßenverkehrsordnung für Versammfungen im tJbrigen ohnehinnur eingeschränkt gelten (vgl. allgemein Dietef/Gintzet/Knieser, Versammlungsgesetz,
s 15' Rn' 185 tf" sowie zu einer Fahnaddemonstration auf einer Bundesautobahn vGHKassel' Beschr' v- 31.7.2008 - 6 B 1629/08 -, DVBr20og, 1322);so ist etwa auch das Ver_bot des $ 33 Abs' 1 stvo , verkehrsteilnehmer durch Läutsprecher oder propaganda ab-zulenken, auf Versammlungen nicht anwendbar.

Die Kostenentscheidung beruht auf $ 154 Abs. 2 WGo. Die streitwertfestseEung fotgtaus $$ 47, S3Abs. 2, 52 Abs. 1 GKG.

ist unanfechtbar (g 152 Abs. 1 VwGO, $$ Oe Abs. 1 Satr 5, 66 Abs. 3

Dieser Beschluss

Satz 3 GKc).

Kurbjuhn
Malinowski Meyer-Lang

Ausgefertigt
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